61 1-2026 Dienstleistungsvertrag für das Stadtteilmanagement mit Concierge im Heidelberger Stadtteil Emmertsgrund
Bewerbungsbogen

Dienstleistungsvertrag für das Stadtteilmanagement mit Concierge im Heidelberger Stadtteil Emmertsgrund ab 01.06.2027 
Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb
Vergabe Nr. 61 1-2026

	Schlusstermin für den Eingang der Bewerbung ist
Freitag, 20.07.2026, 10:00 Uhr



Wichtige Hinweise für die Bewerbung (bitte unbedingt lesen):

· Zutreffendes (unterlegte Felder) bitte ausfüllen; Änderungen an den vorgegebenen Texten sind unzulässig.
· Bei Bewerbergemeinschaften ist je Mitglied ein gesonderter Bewerbungsbogen beizulegen. 
· Eignungsleihe/Einbeziehung von Kapazitäten anderer Unternehmen: Will ein Bewerber/eine Bewerbergemeinschaft sich auf die Leistungsfähigkeit (z.B. wirtschaftliche, technische, personelle Kapazitäten, Referenzen) eines Dritten berufen, so sind Angaben zu den Leistungsteilen, für welche der Dritte die Eignung vermittelt, anzugeben und zusätzlich zu den für diesen Bewerber/diese Bewerbergemeinschaft einzureichenden Erklärungen und Nachweisen auch für den Dritten die erforderlichen Erklärungen und Nachweise vorzulegen, soweit sie für den Leistungsbereich des Dritten relevant sind. 


Näheres siehe Anschreiben.



I. Allgemeine Informationen (Pflichtangaben)

	Name des Bewerbers
	     

	Unterschriftsberechtigte Person
	     

	Bewerbergemeinschaft
	|_| ja
	|_| nein

	Nur bei Bewerbergemeinschaft:
	|_| ausgefülltes Formular Bewerbergemeinschaft liegt bei

	Ggfs.: Ausführende Niederlassung
	     

	Straße
	     

	PLZ / Ort
	     

	Ansprechpartner
	     

	Telefon
	     

	Telefax
	     

	E-Mail
	     




II. Eigenerklärungen zum Nichtvorliegen von Ausschlussgründen 

Mit der Abgabe des Bewerbungsbogens bestätigen wir, dass

· keine Person, deren Verhalten unserem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt und gegen unser Unternehmen keine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist, wegen einer Straftat nach:

§ 129 StGB (Bildung krimineller Vereinigungen); § 129a StGB (Bildung terroristischer Vereinigungen); § 129 b StGB (Bildung krimineller und terroristischer Vereinigungen im Ausland); § 89c StGB  (Terrorismusfinanzierung) oder wegen Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass diese Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Abs. 2 Nr. 2 StGB zu begehen; § 261 StGB (Geldwäsche, Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte); § 263 StGB (Betrug) oder § 264 StGB (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden; § 299 StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr); § 299a StGB und § 299b StGB (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen); § 108e StGB (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatsträgern); § 333 StGB und § 334 StGB (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch in Verbindung mit § 335a StGB (Ausländische und internationale Bedienstete); Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung; §§ 232, 232a Abs. 1 bis 5, §§ 232b bis 233a StGB (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung);

(Hinweise: Einer Verurteilung oder Geldbuße im Sinne dieses Absatzes steht eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften anderer Staaten gleich. Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist dem Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat),

· wir unseren Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nachgekommen sind,

· wir bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nicht gegen geltende umwelt-, sozial, oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen haben,

· wir nicht zahlungsunfähig sind und über unser Vermögen ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren weder beantragt noch eröffnet worden ist und dass die Eröffnung eines solchen Verfahrens nicht mangels Masse abgelehnt worden ist,

· wir uns nicht in Liquidation befinden oder unsere Tätigkeit eingestellt haben,

· unser Unternehmen oder eine Person, deren Verhalten unserem Unternehmen zuzurechnen ist, im Rahmen der beruflichen Tätigkeit keine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird,

· wir keine Vereinbarung mit anderen Unternehmen getroffen haben, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken,

· wir nicht eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt haben oder dies nicht zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt hat,

· wir keine Verstöße gegen §§ 5 und 23 des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG); § 21 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes (MiLoG); § 8 Abs. 1 Nr. 2 und §§ 10 bis 11 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit (SchwarzArbG), §§ 15, 15a und 16 Abs. 1 Nr. 1-2 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) § 404 Abs. 1 und 2 Sozialgesetzbuch (SGB) III, § 266 a Abs. 1 – 4 StGB begangen haben, die mit Freiheitsstrafen von mehr als 3 Monaten oder Geldstrafen von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2500 € geahndet wurden,

· keine Eintragung des Unternehmens und der vertretungsberechtigten Personen des Unternehmens in das Gewerbezentralregister (GZR) bzw. in das Korruptionsregister besteht. Auf gesonderte Anforderung wird ein Auszug aus dem Gewerbezentralregister bzw. dem Korruptionsregister vorgelegt,

· wir die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistung erfüllen. 

· wir nicht wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Abs. 1 LkSG mit einer Geldbuße in den in § 22 LkSG genannten Höhen belegt wurden.

Hinweise: 
· Falsche Angaben können den Ausschluss vom Vergabeverfahren oder die Rückabwicklung des Vertrages zur Folge haben. 
· Es darf kein zwingender Ausschlussgrund gemäß § 154 Nr. 2 i.V.m. § 123 und § 126 GWB vorliegen, es sei denn, es ist eine Selbstreinigung nach § 125 GWB erfolgt. Falls ein fakultativer Ausschlussgrund nach § 154 Nr. 2 i.V.m. § 124 und § 126 GWB vorliegt und keine Selbstreinigung nach § 125 GWB erfolgt ist, hängt die Teilnahme von einer Ermessensentscheidung der Auftraggeberin ab. 
· Sofern eine oder mehrere der Erklärungen nicht wahrheitsgemäß abgegeben werden kann, sind die Gründe dafür darzulegen, etwa die ergriffenen Selbstreinigungsmaßnahmen oder sonstige Gründe, warum ausnahmsweise kein Ausschluss erfolgen sollte.
III. Haftpflichtversicherung
Bitte zutreffendes ankreuzen:

|_| Eine Versicherungsbestätigung ist der Bewerbung beigefügt.
|_| Eine Absichtserklärung des Versicherers/Versicherungsunternehmen ist der Bewerbung beigefügt.


IV. Referenzen
|_| Ein ausgefüllter Referenzbogen je Referenzprojekt/-auftrag liegt dem Bewerbungsbogen bei.


V. Verpflichtungserklärung LTMG

|_| Die ausgefüllte Verpflichtungserklärung liegt dem Bewerbungsbogen bei.


VI. Eigenerklärung RUS-Sanktionen

|_| Die ausgefüllte Eigenerklärung liegt dem Bewerbungsbogen bei.


VII. Nachunternehmereinsatz

Bitte zutreffendes ankreuzen:
|_| Es vorgesehen, Nachunternehmer bei der Auftragsausführung einzusetzen. Die ausgefüllte Nachunternehmererklärung liegt dem Bewerbungsbogen bei.
|_| Es ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht geplant, Nachunternehmer bei der Auftragsausführung einzusetzen.


VIII. Unterschrift

Die nachstehende Unterschrift gilt für alle Teile der Bewerbung.


	     
	     

	Ort, Datum
	Namenszug (bei elektronischer Bewerbung in Textform ohne fortgeschrittene oder qualifizierte elektronische Signatur)


     
     
Bitte beachten:
Elektronisch übermittelte Bewerbungen müssen
· entweder in Textform den Namen der natürlichen Person, die die Erklärung abgibt, enthalten, 
· oder mit einer fortgeschrittenen oder qualifizierten elektronischen Signatur dieser Person versehen werden.
Ansonsten wird die Bewerbung ausgeschlossen.
